Völkerrechtsbasiertes Handeln für einen gerechten Frieden in Palästina und Israel!
Sehr geehrte/r … (Ihre Abgeordneten finden Sie hier: https://www.bundestag.de/abgeordnete/wahlkreise),
Palästinenser:innen im Westjordanland einschließlich Ost-Jerusalem leiden tagtäglich unter den Auswirkungen der anhaltenden, systematischen und völkerrechtswidrigen Besiedlungs- und Annexionsbestrebungen der israelischen Regierung, durch Siedlergewalt, Hauszerstörungen, Einschränkung der Bewegungsfreiheit, Verlust der Lebensgrundlagen und erzwungener Umsiedlung. Die Bundesrepublik Deutschland ist aus historischen Gründen dem jüdischen Volk und den Menschen in Israel besonders verbunden. Dies entbindet die Bundesregierung jedoch nicht von ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen gegenüber den Palästinenser:innen. Es gibt keinen anderen Weg, als Sicherheit und Frieden für Israelis zusammenzudenken mit Freiheit, Sicherheit und Frieden für Palästinenser:innen, da die Alternative eine endlose Spirale der Gewalt und eine sich nur noch weiter verschärfende Unrechtssituation wäre. 
· Im Westjordanland einschließlich Ost-Jerusalem leben heute etwa 750.000 Siedler:innen in fast 500 völkerrechtswidrigen Siedlungen und Siedlungsaußenposten. Die Beschleunigung von Planungsprozessen hat dazu geführt, dass 2025 doppelt so viele Wohneinheiten in Siedlungen (mehr als 25.000) geplant wurden wie im bisherigen Rekordjahr 2023. 
· Im Gegensatz dazu haben seit 2009 etwa 17.000 Palästinenser:innen[endnoteRef:1] im Westjordanland einschließlich Ost-Jerusalem ihr Zuhause durch Zerstörung auf der Grundlage fehlender Baugenehmigungen verloren, die sie in einem diskriminierenden Planungssystem von den israelischen Behörden nicht erhalten; auch für 84 Schulen liegen Zerstörungsanordnungen vor (54 vollständig, 30 teilweise)[endnoteRef:2]. Darüber hinaus mussten mehr als 33.000 Menschen ihre Wohnungen in den Flüchtlingslagern von Jenin und Tulkarem aufgrund israelischer Militäroperationen verlassen, ihre Rückkehr ist ungewiss. [1:  https://www.ochaopt.org/data/demolition - more breakdowns - unter “context” “lack of permits” ausgewählt; Stand 22.04.2026 ]  [2:  https://www.ochaopt.org/content/humanitarian-situation-update-299-west-bank ] 

· Das United Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs hat von Januar 2018 bis März 2026 insgesamt 7.580 Angriffe von Siedlern auf Palästinenser:innen und deren Eigentum im Westjordanland erfasst[endnoteRef:3], wobei Anzahl und Brutalität der Übergriffe stark zugenommen haben. In diesem Zeitraum wurden mehr als 80 palästinensische Hirten- und Beduinengemeinden ganz oder teilweise vertrieben[endnoteRef:4].  [3:  https://www.ochaopt.org/content/west-bank-monthly-snapshot-casualties-property-damage-and-displacement-march-2026 ]  [4:  https://www.btselem.org/settler_violence_updates_list?importance=1 ] 

· Strafverfolgung seitens der israelischen Behörden gibt es kaum, selbst bei Übergriffen mit Todesfolge. Nur etwa 6% der Fälle von Siedlergewalt, die in den letzten Jahren zur Anzeige gebracht wurden, führten zu einer Anklage, und davon nur etwa die Hälfte zur Verurteilung[endnoteRef:5]. Palästinensische Sicherheitskräfte haben keinerlei Einflussmöglichkeit: Weder zum Schutz der Gemeinden noch zur Strafverfolgung von Siedler:innen. [5:  https://www.yesh-din.org/en/category/settler-violence/ ] 

· Im Dezember 2025 gab es im Westjordanland 925 Checkpoints, Sperren und andere Hindernisse ausschließlich für Palästinenser:innen[endnoteRef:6]. Die massiven Einschränkungen der Bewegungsfreiheit führen u.a. zu wirtschaftlichen Einbußen und verhindern oder erschweren den Zugang zu Farmland, Arbeit und medizinischer Versorgung.  [6:  https://www.ochaopt.org/content/movement-and-access-west-bank-april-2026 ] 

Auch in anderen Bereichen gibt es alarmierende Entwicklungen:
· Im März 2026 verabschiedete das israelische Parlament ein Gesetz, das die Anwendung der Todesstrafe[endnoteRef:7] bei tödlichen Terrorakten ausschließlich für Palästinenser:innen vorsieht.  [7:  https://www.english.acri.org.il/post/the-death-penalty-bill-q-a ] 

· Ein aktuelles Gesetzesvorhaben der israelischen Regierung sieht sowohl die Besteuerung israelischer besatzungskritischer Menschenrechtsorganisationen in Höhe von 23-46% vor, als auch die drastische Beschränkung des Zugangs dieser Organisationen zu israelischen Gerichten.[endnoteRef:8] [8:  https://www.english.acri.org.il/post/a-hollow-democracy ] 

· Zudem droht weiterhin die Umsetzung eines Vorhabens der israelischen Regierung, internationalen NGOs, die humanitäre Hilfe in Gaza und Westjordanland leisten, die Registrierung zu entziehen, wenn diese nicht weitreichende Informationen zu ihren Angestellten übermitteln.[endnoteRef:9] [9:  https://www.msf.org/msf-reaffirms-decision-challenge-israel-ban-37-ngos-operating-palestine ] 

Die deutsche Bundesregierung hat Handlungsmöglichkeiten, die auf die Veränderung der konkreten völkerrechtswidrigen Situation abzielen würden und so mit dazu beitragen können, den Weg hin zu einem gerechten Frieden für Palästinenser:innen und Israelis zu ebnen, z.B. 
· eine mit wirksamen Konsequenzen verbundene Forderung nach Rückkehr aller durch Siedlergewalt vertriebenen palästinensischen Gemeinden und die konsequente strafrechtliche Verfolgung gewalttätiger Siedler durch die zuständigen israelischen Behörden
· Sanktionen gegen gewalttätige Siedler, Vertreter:innen von Siedlerorganisationen und Mitglieder der israelischen Regierung, die völkerrechtswidrige Annexionsbestrebungen vorantreiben
· die Einführung eines Importverbots für Waren und Dienstleistungen aus völkerrechtswidrigen Siedlungen (national oder auf EU-Ebene)
· eine Zustimmung zur (teilweisen) Aussetzung des EU-Israel-Assoziierungsabkommens, das die Achtung der Menschenrechte und demokratischer Grundsätze als Voraussetzung der bilateralen Beziehungen benennt
· einen Lieferstopp für Rüstungsgüter, solange nicht ausgeschlossen werden kann, dass diese im Rahmen von Menschen- und Völkerrechtsverletzungen in den besetzten Gebieten zum Einsatz kommen könnten 
· öffentliches Eintreten gegen das Todesstrafen-Gesetz, die Besteuerung israelischer Menschenrechts-organisationen und die De-Registrierung internationaler NGOs, die humanitäre Hilfe leisten
· Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen, Regierungen und zivilgesellschaftlichen Akteuren mit den Zielen a) der Beendigung der völkerrechtswidrigen Besatzung und b) einer gerechten und dauerhaften Friedenslösung für Israelis und Palästinenser:innen, u.a. durch aktive Beteiligung an der Umsetzung des IGH- Gutachtens von 2024 und der New York Declaration von 2025
Politisches Handeln im Sinne einer völker- und menschenrechtsbasierten Außenpolitik
Der Internationale Gerichtshof kam in seinem Rechtsgutachten von Juli 2024 (Legal Consequences arising from the Policies and Practices of Israel in the Occupied Palestinian Territory, including East Jerusalem[endnoteRef:10]) aufgrund der anhaltenden Rechtsverletzungen zu dem Schluss, dass die israelische Präsenz in den palästinensischen Gebieten als Ganzes völkerrechtswidrig ist und schnellstmöglich beendet werden muss. Die Richter schlussfolgerten zudem, dass die israelischen Maßnahmen in den besetzten Gebieten einen Verstoß gegen Artikel 3 des Internationalen Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung (CERD) darstellt, der Staaten dazu verpflichtet, gegen Segregation und Apartheid vorzugehen. [10:  https://www.icj-cij.org/case/186 ] 

Das Gericht formulierte entsprechende Verpflichtungen für Drittstaaten wie Deutschland, u.a. keine Hilfe oder Unterstützung für die Aufrechterhaltung der Besatzung zu leisten. Die UN-Vollversammlung votierte im September 2024 für die Umsetzung des IGH-Gutachtens und damit die Beendigung der Besatzung. 
In der Folge haben Staaten, einzeln oder im Verbund mit anderen, Maßnahmen ergriffen und u.a. den Prozess hin zu einer Zwei-Staaten-Lösung wieder in Gang gebracht. So erklärte auch Deutschland am 12. September 2025 die Zustimmung zur New York Declaration on the Peaceful Settlement of the Question of Palestine and the Implementation of the Two-State Solution.[endnoteRef:11] [11:  https://www.un.org/unispal/document/un-high-level-international-conference-new-york-declaration-29jul2025/ ] 

Doch den regelmäßig getätigten Erklärungen müssen endlich Taten folgen. Gerechtigkeit und Frieden können erreicht werden, wenn der Preis für völkerrechtswidriges Handeln durch wirksame Konsequenzen zu hoch wird. Palästinenser:innen unter Besatzung und israelische Friedens- und Menschenrechtsgruppen erwarten von uns mehr als Solidaritätsbekundungen. Sie fordern konkrete Maßnahmen, die ihre Bemühungen um eine Zukunft in Gerechtigkeit und Frieden wirksam unterstützen.
Bitte setzen daher auch Sie sich für konkrete Maßnahmen hin zu einem gerechten Frieden ein, vielen Dank!
Mit freundlichen Grüßen










